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In diesen Tagen steht Deutschland erneut vor einer medienpolitischen Debatte, die Emotionen weckt und
politische Lager polarisiert: CDU und SPD haben Vorschläge und Beschlüsse ins Spiel gebracht, die eine
Altersgrenze für die Nutzung sozialer Medien für Kinder und Jugendliche vorsehen. Kernforderung: Kinder
unter einem bestimmten Alter sollen keinen Zugang mehr zu Plattformen wie TikTok, Instagram oder
YouTube Shorts erhalten.

Diese Vorschläge sind politisch nachvollziehbar - aber die zentrale Frage ist, ob sie auch strukturell wirksam
sind.

Diese Debatte ist wichtig - aber sie läuft Gefahr, an der Oberfläche zu bleiben und Symptome zu adressieren
statt systemisch zu analysieren, wo die Ursachen für negative Wirkungen tatsächlich liegen.

Denn entscheidend ist nicht nur die Frage: „Dürfen Kinder Social Media nutzen?“ sondern: Welches
System erzeugt welche Wirkungen - und mit welchen Instrumenten lassen sich negative
Wirkungen tatsächlich reduzieren?

Die Haltungen in der politischen Debatte

In der aktuellen Diskussion werden häufig zwei narrative Linien sichtbar:

1. Die Sorge-Linie: Kinder seien besonders vulnerabel - emotional, neurologisch, sozial. Social Media sei
durch algorithmische Verstärkung, Suchtmechaniken und ungefilterte Inhalte systemisch riskant.

2. Die Regulierungs-Linie: Staatliche Regulierung müsse härter und ausschließlicher greifen, sonst sei
der Schutz von Minderjährigen nicht gewährleistet - schließlich gehe es um körperliche und psychische
Gesundheit.

Beide Argumentationslinien adressieren Risiken, aber sie schauen häufig nicht systemisch auf die Frage:

Welche Wirkmechanismen erzeugen diese Risiken - und welche Instrumente adressieren sie am
wirksamsten?

Was systemisch wirkungsökonomisch relevant ist

Ein wirkungsökonomischer Ansatz fragt nicht primär nach Verboten, sondern nach Wirkungsursachen,
Wirkungslogiken und Wirkungspfaden. Drei Elemente sind dabei zentral:

1. Die Plattform-Architektur
Social-Media-Plattformen sind algorithmische Verstärker. Sie optimieren Inhalte nicht nach pädagogischen
Kriterien, sondern nach Verweildauer, Klicks und Engagement-Metriken. Das erzeugt nicht nur
Unterhaltung, sondern potenziell auch Empörungs- und Suchtmechaniken.

2. Die regulatorische Rahmenbedingung
Mit dem Digital Services Act (DSA) und dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) existieren bereits
Regelwerke, die Kinder schützen und Plattformverantwortung festschreiben. Die Frage ist nicht nur, ob es
Gesetze gibt, sondern wie konsequent sie durchgesetzt werden.



3. Die Nutzungspraxis im Alltag
Nicht alle Social-Media-Nutzung ist gleich. Es gibt zahlreiche Beispiele, in denen Kinder durch Plattformen:

Wissen in Geografie, Naturwissenschaften, Sprachen und Kultur erweitert haben

Kreative Fertigkeiten (Zeichnen, Musik, Basteln) erlernen oder vertiefen

positive soziale Erfahrungen sammeln

Interessen- und Identitätsräume entwickeln

Diese positiven Wirkungen sind empirisch belegt und gehen häufig vergessen, wenn die Debatte nur um
Risiken kreist.

Ein erster, systemischer Befund

Ein pauschales Verbot sozialer Medien für Kinder ist kein struktureller Hebel zur Lösung der
zugrundeliegenden Probleme. Es ist eher ein politisches Symbolmittel, solange bestehende
Regulierungsinstrumente nicht konsequent umgesetzt und Plattformarchitekturen nicht angepasst werden.
Es reduziert Zugang, aber nicht die Entstehungsbedingungen negativer Wirkung.

Eine Altersgrenze mag kurzfristig Risiken reduzieren - aber sie adressiert nicht die Ursachen, die diese
Risiken generieren (algorithmisches Design, Anreizstrukturen, Durchsetzungslücken).

1. Die politische Realität

Die aktuelle politische Debatte in Deutschland hat in den letzten Tagen deutlich an Fahrt aufgenommen - mit
einem klaren Schwerpunkt: der Frage, ob Kinder und Jugendliche gesetzlich vom Zugang zu
sozialen Medien ausgeschlossen bzw. eine Altersgrenze eingeführt werden soll.

CDU: Parteibeschluss für Altersgrenze von 14 Jahren
Auf dem Bundesparteitag der CDU in Stuttgart wurde ein Antrag beschlossen, der die Partei dazu
verpflichtet, sich für eine gesetzliche Altersgrenze von 14 Jahren für die Nutzung sozialer Netzwerke
wie TikTok, Instagram und ähnliche Dienste einzusetzen. Kinder unter 14 Jahren sollen auf diesem Vorschlag
keinen Zugang mehr zu Social-Media-Plattformen erhalten, während für ältere Jugendliche
besondere Schutzmechanismen ebenfalls vorgeschlagen werden.

Der Entwurf sieht darüber hinaus vor, dass:

Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren Plattformen nur mit bestimmten Voreinstellungen nutzen dürfen;

für alle ab 16 Jahren algorithmische Vorschläge standardmäßig deaktiviert werden müssten;

digitale Altersverifikation verpflichtend wird (z. B. über Ausweis-Wallets).

Diese Beschlüsse dienen offiziell dem Schutz junger Menschen vor den Risiken digitaler Plattformen -
insbesondere vor algorithmischer Aufmerksamkeitserzeugung, Suchtmechanismen und potenziell
schädlichen Inhalten. Es handelt sich dabei noch um politische Beschlusslagen und programmatische
Forderungen - eine gesetzliche Umsetzung steht noch aus und wäre föderal sowie europarechtlich komplex.



SPD: ähnliche Stoßrichtung in eigenen Vorschlägen
Auch aus der SPD-Bundestagsfraktion kommt ein Vorschlag, der ein Nutzungsverbot für Kinder
unter 14 Jahren vorsieht und für ältere Jugendliche spezielle „jugendfreundliche Versionen“ der
Plattformen fordert - etwa ohne algorithmisch gesteuerte Feeds oder mit restriktiven Standardeinstellungen.

Die SPD-Position ist dabei tendenziell pragmatischer und stärker technikorientiert (z. B. Altersverifikation
per digitaler Identität), während die CDU in Teilen auf ein faktisches Verbot abzielt.

Binnenkoalition und föderale Realität
Zwar steht ein solches Vorhaben politisch weit oben auf der Agenda - auch Ministerpräsidenten und
Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) haben Sympathie für Altersbeschränkungen signalisiert - doch
bleibt Medien- und Jugendschutz in Deutschland föderal organisiert. Eine bundesweite Einschränkung würde
daher Abstimmungen zwischen Bundes- und Länderebene erfordern.

Politische Einordnung
Die Debatte hat mehrere aktuelle Facetten:

Parteipolitische Profilschärfung: CDU positioniert sich hier bewusst als verantwortungsbewusste
Schutzpartei und grenzt sich von anderen Themenfeldern ab.

Koalitionsangleichung: Die SPD hat zum Teil ähnliche Forderungen eingebracht, was die politische
Durchsetzbarkeit erhöht.

Internationale Resonanz: In mehreren europäischen Ländern sowie in Australien werden ähnliche
Altersgrenzen und Restriktionen diskutiert oder umgesetzt.

Zwischenfazit zur politischen Realität
Es besteht aktuell eine echte politische Bewegung in Deutschland, die auf gesetzliche
Altersgrenzen für Social Media drängt.

Dies wird parteiübergreifend diskutiert - wenn auch mit unterschiedlichen Ausgestaltungen und
Begründungen.

Die Gesetzesvorstöße sind nicht nur Symbolpolitik, sondern Teil eines größeren öffentlichen Diskurses
über digitale Kinderschutzmechanismen im 21. Jahrhundert.

2. Wirkungsökonomisch denken: Was ist eigentlich das
„Problem“?

Die politische Debatte kreist um eine scheinbar einfache Frage: Ist Social Media schädlich für Kinder - ja
oder nein?

Wirkungsökonomisch ist das jedoch die falsche Ausgangsfrage.

Die präzisere Frage lautet:



Welche konkreten Wirkmechanismen erzeugen negative Effekte - und auf welcher Ebene
entstehen sie?

Nur wenn wir das sauber unterscheiden, können wir bewerten, ob eine Altersgrenze ein geeigneter Hebel ist.

Ebene 1: Die neurobiologische Vulnerabilität
Kinder und jüngere Jugendliche sind:

impulsiver

stärker sozial vergleichsorientiert

sensibler für Anerkennung

anfälliger für Dopamin-Feedback-Schleifen

Unendliches Scrollen, variable Belohnungsmechaniken, Likes und algorithmische Verstärkung wirken bei
ihnen stärker als bei Erwachsenen.

-> Das Risiko liegt hier nicht primär im Inhalt, sondern im Design.

Ebene 2: Die Plattform-Architektur
Social-Media-Plattformen sind keine neutralen Informationskanäle. Sie sind ökonomisch optimierte
Aufmerksamkeitssysteme.

Zentrale Mechanismen:

algorithmische Personalisierung

Engagement-Optimierung

Verstärkung emotionaler Inhalte

Suchtmechaniken (Infinite Scroll, Autoplay)

kommerzielle Monetarisierung von Aufmerksamkeit

Das bedeutet: Negative Effekte entstehen systemisch aus Anreizstrukturen.

Nicht aus „der Nutzung an sich“.

Ebene 3: Exekutionsdefizit bestehender Regeln
Mit dem Digital Services Act (DSA) existieren bereits Regelungen, die:

Schutz Minderjähriger verlangen

systemische Risiken analysieren lassen

algorithmische Transparenz fordern

Dark Patterns verbieten

Wenn negative Effekte trotz dieser Regeln auftreten, stellt sich die Frage:



Liegt das Problem am Alter der Nutzer - oder an der Durchsetzung der Regeln? Wenn bestehendes Recht
nicht konsequent vollzogen wird, entsteht politischer Druck zu neuen Verboten - obwohl das strukturelle
Problem möglicherweise im Vollzug liegt.

Ebene 4: Differenzierung der Nutzung
Social Media ist kein homogener Raum.

Es gibt:

Bildungscontent

Kreativ- und DIY-Formate

Gaming-Tutorials

Sport- und Musik-Inspiration

globale Perspektiven durch Reise-Content

Und es gibt:

toxische Kommentarspalten

algorithmisch verstärkte Empörungsdynamik

extremistische Inhalte

Körperbild- und Vergleichsdruck

Ein pauschales Verbot unterscheidet diese Wirkungsarten nicht.

Der zentrale systemische Befund
Das „Problem“ ist nicht:

Kinder nutzen Social Media.

Das Problem ist:

ökonomisch designte Verstärkungsarchitektur

mangelnde Durchsetzung von Schutzregeln

fehlende Medienkompetenz in Teilen der Bevölkerung

Vulnerabilität bestimmter Altersgruppen

Eine Altersgrenze adressiert nur einen dieser vier Faktoren.

Und selbst dort nur indirekt.

Wirkungsökonomische Kernfrage
Wenn wir negative Wirkung minimieren wollen, müssen wir fragen:

Welcher Hebel reduziert systemisch mehr Risiko?



Nutzungsverbot?

Architekturregulierung?

Durchsetzung bestehender Gesetze?

Medienbildung?

Kombination dieser Instrumente?

Wirkungsökonomie bewertet nicht nach Symbolkraft, sondern nach tatsächlicher Systemveränderung.

Im nächsten Abschnitt prüfen wir daher konkret:

Ist eine Altersbegrenzung ein wirksamer Hebel - oder ein politischer Ersatz für fehlende
Strukturreformen?

3. Altersgrenzen: Schutzpuffer, kein struktureller Hebel

Eine gesetzliche Altersgrenze wirkt auf den ersten Blick klar und entschlossen. Sie setzt eine einfache Linie:
Unter X Jahren kein Zugang.

Politisch ist das attraktiv. Systemisch ist es komplexer.

1. Was eine Altersgrenze tatsächlich leistet
Wirkungsökonomisch betrachtet ist eine Altersgrenze ein Risikopuffer.

Sie kann:

Exposition besonders vulnerabler Kinder reduzieren

klare Orientierung für Eltern schaffen

politischen Handlungswillen signalisieren

kurzfristig Schutzräume erzeugen

Gerade bei sehr jungen Kindern (z. B. unter 12) kann eine Begrenzung neurobiologisch sinnvoll sein, weil
Selbstregulation, Impulskontrolle und soziale Einordnung noch nicht stabil entwickelt sind.

Das ist kein ideologisches Argument - sondern entwicklungspsychologische Realität.

2. Was sie nicht leistet
Eine Altersgrenze verändert jedoch nicht:

die algorithmische Verstärkungslogik

das Geschäftsmodell der Plattformen

die Monetarisierung von Aufmerksamkeit

die Suchtmechaniken im Design

die Qualität von Moderation und Inhaltskontrolle



die Durchsetzung bestehender Schutzgesetze

Das heißt:

Die Struktur bleibt bestehen. Nur der Zugang wird formell eingeschränkt.

Das ist wirkungsökonomisch kein Ursachenhebel.

3. Der Verlagerungseffekt
Ein weiterer Aspekt ist die Verantwortungsverschiebung.

Wenn der Staat sagt:

„Kinder unter 14 dürfen nicht auf Social Media“,

dann entsteht implizit die Logik:

Das Problem liegt primär in der Nutzung durch Kinder.

Nicht in der Architektur oder Exekutionspraxis.

Das verschiebt Verantwortung:

von Plattformen → zu Familien

von Geschäftsmodellen → zu Individuen

von Struktur → zu Verhalten

Eine solche Verschiebung kann politisch einfacher sein, aber sie verändert das System nicht.

4. Umgehbarkeit und Realitätsprüfung
Technisch ist eine Altersgrenze nur so wirksam wie ihre Durchsetzung.

Wenn Altersverifikation:

leicht umgehbar ist

auf Selbstauskunft basiert

oder neue Datenschutzprobleme erzeugt

dann entsteht eine Scheinsicherheit.

Regulierung darf nicht nur normativ korrekt sein - sie muss auch praktisch robust sein.

5. Der wirkungsökonomische Befund
Eine Altersgrenze ist:

✔ ein Schutzpuffer für besonders junge Kinder

❌  kein struktureller Eingriff in die Ursachen negativer Wirkung

Sie ist ein ergänzendes Instrument, kein zentrales.



Wenn sie ohne konsequente Architekturregulierung eingeführt wird, besteht die Gefahr, dass sie
symbolpolitisch wirkt - während das zugrundeliegende System unverändert bleibt.

Altersgrenzen sind kein Unsinn. Aber sie sind kein Systemumbau.

Sie reduzieren potenzielle Exposition, ohne die Entstehungsbedingungen negativer Effekte grundlegend zu
verändern.

Wirkungsökonomisch ist daher entscheidend:

Steht die Altersgrenze am Ende einer strukturellen Reform - oder ersetzt sie diese?

4. Was ist wirkungsvoll? Drei Ebenen vergleichen

Wenn wir die Debatte von Emotion und Symbolik lösen, bleibt eine nüchterne Frage:

Welches Instrument reduziert negative Wirkung tatsächlich - und nachhaltig?

Wirkungsökonomisch geht es um Hebelstärke. Also: Wo greift man in das System ein, um möglichst viel
Wirkung mit möglichst wenig Nebenwirkung zu erzielen?

Dafür lohnt sich ein Vergleich auf drei Ebenen.

Ebene 1: Altersgrenze
Hebeltyp: Expositionsbegrenzung Wirkung: reduziert formalen Zugang

Vorteile:

schnell kommunizierbar

klar verständlich

kurzfristig schützend für sehr junge Kinder

Grenzen:

Architektur bleibt unverändert

Geschäftsmodell bleibt unverändert

Durchsetzung technisch anspruchsvoll

Umgehung wahrscheinlich

positive Nutzung wird ebenfalls blockiert

Wirkungsökonomisch ist die Altersgrenze ein Filterinstrument. Sie reduziert Risiko durch Ausschluss -
nicht durch Systemkorrektur.

Ebene 2: Architekturregulierung & Durchsetzung (DSA, NetzDG)
Hebeltyp: Ursachenintervention Wirkung: verändert systemische Anreize



Mögliche Eingriffe:

Deaktivierung personalisierter For-You-Feeds für Minderjährige

Verbot von Dark Patterns

Werbeverbot für Kinder

strengere Moderationspflicht

algorithmische Transparenz

wirksame Bußgelder bei Verstößen

Hier wird nicht Nutzung beschränkt, sondern Design angepasst.

Wirkungsökonomisch ist das ein struktureller Hebel, weil er das Entstehungsumfeld negativer Wirkung
verändert.

Er adressiert:

Suchtmechanik

Empörungsökonomie

Radikalisierungsspiralen

kommerzielle Anreizstrukturen

Nachhaltigkeit: hoch - sofern Durchsetzung konsequent erfolgt.

Ebene 3: Medienbildung & digitale Kompetenz
Hebeltyp: Resilienzaufbau Wirkung: stärkt Nutzer

Maßnahmen:

verpflichtende Medienbildung in Schulen

Elternbildung

algorithmische Grundbildung

kritisches Denken im digitalen Raum

Umgang mit Vergleichsdruck & Social Feedback

Diese Ebene verändert nicht die Plattform - sondern die Kompetenz im Umgang mit ihr.

Wirkungsökonomisch ist das ein langfristiger Stabilitätshebel.

Aber: Er ersetzt keine strukturelle Regulierung. Resilienz allein kann ein manipulativeres System nicht
neutralisieren.

Vergleich der Hebelstärke
Altersgrenze → Schutzpuffer (begrenzte Hebelwirkung)



Architekturregulierung → Systemhebel (hohe Hebelwirkung)

Medienbildung → Resilienzhebel (langfristige Hebelwirkung)

Impressumspflicht → Ordnungshebel (unterstützend)

Der wirkungsökonomische Befund
Die größte Hebelwirkung entsteht durch:

1. Strukturregulierung + Durchsetzung

2. ergänzt durch Medienbildung

Eine Altersgrenze kann - in engen Altersstufen - als zusätzlicher Schutzpuffer wirken.

Aber sie ist nicht der zentrale Hebel.

Wer die Architektur unangetastet lässt und primär auf Altersbeschränkungen setzt, wählt das politisch
einfachere, aber strukturell schwächere Instrument.

4.a Impressumspflicht: Recht ist vorhanden - der Engpass liegt in der
Durchsetzung
In der öffentlichen Diskussion wird häufig der Eindruck erweckt, es fehle an klaren Identifizierungsregeln im
digitalen Raum. Daraus entsteht schnell die Forderung nach einer Klarnamenpflicht oder einer neuen,
strengeren Impressumspflicht.

Tatsächlich existiert eine Impressumspflicht bereits.

Nach dem Medienstaatsvertrag (§ 18 Abs. 1 MStV) sind alle an die Öffentlichkeit gerichteten Online-
Angebote verpflichtet, ein Impressum bereitzuhalten - sofern sie nicht ausschließlich privaten oder familiären
Zwecken dienen. Das betrifft auch Social-Media-Profile, die öffentlich Inhalte verbreiten.

Das bedeutet:

Wer öffentlich kommuniziert, ist grundsätzlich identifizierbar zu machen.

Eine Impressumspflicht betrifft nicht jede private Nutzung, sondern öffentlich ausgerichtete Angebote. Die
Abgrenzung zwischen „privat“ und „öffentlich“ ist jedoch in der Praxis häufig unscharf.

Das reale Problem ist nicht Normmangel, sondern Vollzug
Die zentrale Herausforderung liegt daher weniger im Fehlen gesetzlicher Grundlagen, sondern in:

der Abgrenzung zwischen rein privater und öffentlicher Nutzung

der begrenzten Kontrolldichte

Ressourcenengpässen bei Aufsichtsbehörden

langwierigen Verfahren

international verteilten Plattformstrukturen

Recht ist vorhanden. Die Exekution ist der Engpass.



Wirkungsökonomische Einordnung
Eine konsequent durchgesetzte Impressumspflicht kann:

✔ Zurechenbarkeit erhöhen

✔ Hemmschwellen für strafbare Inhalte steigern

✔ Rechtsverfolgung erleichtern ✔ gezieltes Mobbing schneller sanktionierbar machen

Sie wirkt damit auf der Verantwortungsebene. Sie verhindert nicht automatisch Hass - aber sie erhöht die
Sanktionierbarkeit und kann Enthemmung reduzieren.

Was sie jedoch nicht automatisch verändert:

✖ algorithmische Verstärkung

✖ Reichweitenmechanik

✖ Engagement-Optimierung

✖ Polarisierungsdynamiken

✖ ökonomische Anreizstrukturen

Hass und Mobbing entstehen nicht primär durch Anonymität, sondern durch Sichtbarkeit, Verstärkung und
soziale Bestätigung.

Befund
Die Durchsetzung bestehender Impressumspflichten ist sinnvoll und kann ordnungsstabilisierend wirken.

Aber sie ist kein Ersatz für:

konsequente Architekturregulierung

wirksame Plattformaufsicht

strukturelle Veränderung der Verstärkungslogik

Impressumspflicht ist ein Ordnungshebel. Architekturregulierung ist ein Systemhebel.

Beides gehört in eine konsistente Gesamtstrategie - aber mit klarer Priorisierung der strukturellen Eingriffe.

5. Ein konsistentes Maßnahmenpaket: Was wäre systemisch
stimmig?

Wenn wir die Debatte nicht ideologisch, sondern wirkungsökonomisch führen, dann lautet die eigentliche
Aufgabe:

Wie kombinieren wir Schutz, Strukturreform und Kompetenzaufbau so, dass positive
Wirkung erhalten und negative Wirkung reduziert wird?



Ein einzelnes Instrument - weder Verbot noch Freigabe - wird dieser Komplexität gerecht. Systemische
Probleme lassen sich nicht mit monokausalen Lösungen beheben.

1. Struktur zuerst: Architektur regulieren
Der stärkste Hebel liegt auf der Systemebene.

Das bedeutet konkret:

konsequente Durchsetzung des DSA

wirksame Bußgelder bei Verstößen

algorithmische Transparenz

Verbot manipulativer Designmechaniken für Minderjährige

keine personalisierte Werbung für Kinder

standardmäßig deaktivierte Empfehlungsalgorithmen für unter 16-Jährige

Hier wird nicht die Nutzung bestraft, sondern das Anreizsystem verändert.

Das ist der Kern struktureller Wirksamkeit.

2. Medienbildung als Pflicht, nicht als Option
Digitale Räume sind kein vorübergehendes Phänomen. Sie sind Teil der sozialen Infrastruktur.

Deshalb braucht es:

verpflichtende Medienbildung in allen Schulformen

Unterricht zu Algorithmik, Aufmerksamkeitsökonomie und Desinformation

psychologische Aufklärung über Vergleichsdruck und Feedbackmechaniken

Elternbildungsangebote

Resilienz entsteht durch Verständnis, nicht durch Abschottung.

3. Altersdifferenzierung statt pauschaler Schwelle
Wenn Altersgrenzen eingeführt werden, dann differenziert:

unter 12: stark eingeschränkte Nutzung

12-14: nur nicht-personalisierte Feeds

14-16: eingeschränkte Algorithmik

ab 16: reguläre Nutzung mit Schutzstandards

Das wäre entwicklungslogisch konsistent.

Eine harte binäre Grenze (z. B. unter 14 verboten, darüber frei) ignoriert Entwicklungsunterschiede und
Nutzungskontexte.



Je jünger das Kind, desto plausibler ist eine Einschränkung. Die Vulnerabilität eines 9-Jährigen ist nicht mit
der eines 15-Jährigen vergleichbar.

4. Positive Wirkung nicht vergessen
In der politischen Debatte werden häufig nur Risiken betont.

Aber viele Kinder nutzen Social Media für:

Bildung

Sprachkompetenz

Kreativität

Sport & Hobbys

kulturelle Offenheit

internationale Perspektiven

Ein Maßnahmenpaket darf diese positiven Effekte nicht pauschal unterbinden.

Wirkungsökonomie bewertet nicht nur Schadensreduktion - sondern auch Erhalt und Förderung positiver
Wirkung.

Gesamtbewertung
Eine rein verbotsorientierte Strategie:

wirkt politisch entschlossen

greift strukturell zu kurz

verlagert Verantwortung teilweise auf Familien

adressiert Architektur nicht ausreichend

Eine rein freigabebasierte Strategie:

unterschätzt Vulnerabilität

ignoriert systemische Risiken

setzt zu stark auf Eigenverantwortung

Ein konsistentes Modell kombiniert:

✔ Strukturregulierung

✔ konsequente Durchsetzung

✔ Medienbildung

✔ altersdifferenzierte Schutzmechanismen



Schlussfolgerung

Die Frage ist nicht:

„Sind wir für oder gegen ein Social-Media-Verbot für Kinder?“

Die präzisere Frage lautet:

Wie gestalten wir digitale Räume so, dass sie Bildung, Kreativität und Teilhabe ermöglichen - ohne
Vulnerabilität auszunutzen?

Wer nur über Verbote spricht, greift zu kurz. Wer Risiken ignoriert, ebenso.

Wirkungsökonomisch zählt nicht die Symbolkraft einer Maßnahme - sondern ihre strukturelle Hebelwirkung.

Wer Kinder schützen will, muss das System regulieren, nicht nur den Zugang beschränken.

Zurück zum Journal
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